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Die nachstehenden Besonderen Geschäftsbedingungen der BayWa AG 
(„Unternehmen“) sind Bestandteil aller Verträge zur teilflächenspezifischen 
Maisaussaat. Etwaige Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Vertragspartners („Kunden") gelten nicht, auch wenn das Unternehmen 
ihnen nicht ausdrücklich widerspricht.  
 

1. Gegenstand des Vertrages   
Das Unternehmen erstellt Biomasse- und Applikationskarten, liefert Saatgut 
und übernimmt, je nach Auftrag des Kunden, die teilflächenspezifische 
Aussaat. Die Applikationskarten werden auf der Grundlage von 
Versuchsergebnissen in Abhängigkeit des gewählten Saatgutes vom 
Unternehmen erstellt.   
 

2. Leistungen des Unternehmens   
Das Unternehmen bietet dem Kunden Saatmais zur Lieferung und Aussaat 
an, die zur teilflächenspezifischen Aussaat vom Unternehmen ausgewählt 
wurden. Die Lieferung des Saatgutes erfolgt nach Wahl des Kunden an ihn 
selbst oder direkt an den vom Unternehmen zur Aussaat beauftragten 
Subunternehmer. Auf der Grundlage der vom Kunden übermittelten 
Flächendaten (Shape-Datei), lässt das Unternehmen von einem 
Subunternehmer eine Biomasse- erstellen, auf dessen Grundlage das 
Unternehmen eine Applikationskarte erstellt. Diese werden mit dem Kunden 
abgestimmt und vom Kunden freigegeben. Ist zwischen dem Unternehmen 
und dem Kunden auch die Aussaat vereinbart, erfolgt auf der Basis der durch 
den Kunden freigegebenen Applikationskarte durch die BayWa die 
Beauftragung eines Subunternehmers, der die teilflächenspezifische 
Aussaat zu einem mit dem Kunden vereinbarten Zeitpunkt vornimmt. 
 

3. Pflichten des Kunden   
Der Kunde ist verpflichtet, dem Unternehmen die Schläge per Shape-Datei 
mitzuteilen, auf denen die teilflächenspezifische Aussaat erfolgen soll. Der 
Kunde trägt die Verantwortung dafür, dass die übermittelten Daten richtig, 
vollständig und maschinenlesbar sind. Die vom Unternehmen übergebenen 
Biomasse- und Applikationskarten hat der Kunde auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu prüfen und gegebenenfalls Fehler unverzüglich 
mitzuteilen. Die Aussaat erfolgt auf Basis dieser Karten. Der Kunde 
gewährleistet, dass die zur Aussaat bestimmten Flächen vom Unternehmen 
bzw. dessen Subunternehmer betreten und zur Aussaat genutzt werden 
können. Darüber hinaus garantiert er, dass die bestellte Sorte auf der 
angegebenen Fläche ausgesät werden darf.  
 

4. Vertragsdauer und Kündigung   
Das Vertragsverhältnis beginnt mit der Beauftragung durch den Kunden und 
endet mit abgeschlossener Aussaat des bestellten Saatgutes. Während 
dieser Zeit ist eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen. Das Recht zur 
außerordentlichen, fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon 
unberührt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn dem 
kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und 
unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses bis zur vereinbarten Beendigung nicht zugemutet 
werden kann.  
 

5. Haftung   
Das Unternehmen haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit in vollem 
Umfang nach den gesetzlichen Bestimmungen. Bei Schäden aus 
Verletzungen des Lebens, des Körpers, der Gesundheit, des 
Produkthaftungsgesetzes oder von wesentlichen Vertragspflichten haftet das 
Unternehmen darüber hinaus bereits für jede Fahrlässigkeit. Wesentliche 
Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung den Vertrag prägt und auf die 
der Kunde vertrauen darf. Eine darüber hinausgehende Haftung besteht 
nicht. 
 

6. Datenschutz, Weitergabe von Daten zur Vertragserfüllung  
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist BayWa AG, Arabellastr. 4, 
81925 München, Tel.: 089/9222-0, E-Mail: info1@baywa.de. Die BayWa 
verarbeitet personenbezogene Daten zur Abwicklung von Bestellungen 
(Rechtsgrundlage Art. 6 Abs. 1 lit. b DS-GVO) sowie für eigene 
Marketingzwecke im gesetzlich zulässigen Rahmen auf Basis eines 
berechtigten Interesses nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO. Interessen eines 
Dritten werden mit der Datenverarbeitung nicht verfolgt, eine 
Datenübermittlung in Länder außerhalb der EU ist nicht beabsichtigt. 
Empfänger der Daten sind IT- und Service-Dienstleister und 
Zustellunternehmen zum Zwecke der Vertragsabwicklung sowie 
Auskunfteien (z. B. Schufa) zum Zwecke von Bonitätsprüfungen für den Fall, 
dass das Unternehmen zur Vorleistung verpflichtet ist (z. B. Kauf auf 
Rechnung, Lastschrifteinzug) sowie zum Zweck der Identitätsprüfung, etwa 
bei Anlage eines Kundenkontos. Die Rechtmäßigkeit des Datenaustauschs 
mit Auskunfteien ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO. Eine Verpflichtung 
zur Bereitstellung der Daten durch den Kunden besteht nicht, sie ist aber zur 
Erfüllung der Vertragspflichten erforderlich. Detaillierte Informationen zur 
Datenverarbeitung, insbesondere auch zu den Rechten als Betroffener 
werden unter www.baywa.de/datenschutz bereitgehalten. 
Eine Verpflichtung zur Bereitstellung der Daten durch den Kunden besteht 
nicht, sie ist aber zur Erfüllung der Vertragspflichten erforderlich. Detaillierte 
Informationen zur Datenverarbeitung, insbesondere auch zu den Rechten als 
Betroffener werden unter www.baywa.de/datenschutz bereitgehalten. 

7. Ankündigungsfrist für den Einzug von SEPA-Lastschriften   
Nimmt der Kunde am SEPA-Lastschriftverfahren teil, wird ihm der 
Bankeinzug spätestens einen Werktag vorher angekündigt. Der Einzug 
wiederkehrender Zahlungen mit gleichen Beträgen wird einmal jährlich 
angekündigt. 
 

8. Lieferdatum  
Das Lieferdatum entspricht dem Rechnungsdatum, soweit in der Rechnung 
nicht anders angegeben. 
 

9. Abtretung 
Unternehmern und juristischen Personen des öffentlichen Rechts ist die 
Abtretung von Rechten an Dritte ohne Zustimmung des Unternehmens nicht 
gestattet.   
 

10. Aufrechnung   
Der Kunde kann nur mit einer Forderung aufrechnen, die unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt ist, es sei denn, die Forderung resultiert aus 
demselben vertraglichen Verhältnis.  
 

11. Erfüllungsort   
für die gegenseitigen Leistungen an denen kein Verbraucher beteiligt ist, ist 
der Sitz des Unternehmens-Betriebes, von dem aus die Leistung erbracht 
wird. 
 

12. Eigentumsvorbehalt 
12.1. Das Unternehmen behält sich sein Eigentum bis zur vollständigen 
Vertragserfüllung vor, im Verkehr mit Unternehmern bis zur Tilgung aller aus 
der Geschäftsverbindung bereits entstandenen Forderungen oder im engen 
Zusammenhang mit der gelieferten Ware noch entstehenden 
Nebenforderungen (Nutzungszinsen, Verzugsschaden etc.). Bei Geschäften 
gegen laufende Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt auch als Sicherung der 
Saldoforderung des Unternehmens. Die Be- oder Verarbeitung, Montage oder 
sonstige Verwertung von Vorbehaltsware gilt als im Auftrag des 
Unternehmens erfolgt. Wird die Vorbehaltsware mit anderen Gegenständen 
(„Fremdware“) vermischt, verbunden oder vermengt, so tritt der Kunde seine 
Eigentums- bzw. Miteigentumsrechte an dem neuen Gegenstand an das 
annehmende Unternehmen ab und verwahrt diesen mit kaufmännischer 
Sorgfalt unentgeltlich für das Unternehmen auf.  
12.2. Der Kunde ist zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau 
der Vorbehaltsware nur im üblichen, ordnungsgemäßen Geschäftsgang und 
nur mit der Maßgabe berechtigt, dass die Forderungen im Sinne der 
vorstehenden Ziffern tatsächlich auf das Unternehmen übergehen. Zu 
anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere 
Verpfändungen oder Sicherungsübereignungen, ist der Kunde nicht be-
rechtigt. Der Kunde darf mit seinen Abnehmern kein Abtretungsverbot 
vereinbaren. 
12.3. Das Unternehmen ermächtigt den Kunden widerruflich zur Einziehung 
der gemäß vorstehenden Ziffern abgetretenen Forderungen. Das 
Unternehmen wird von der Einziehungsbefugnis keinen Gebrauch machen, 
solange der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen, auch gegenüber Dritten, 
nachkommt. Auf Verlangen des Unternehmens hat der Kunde den Schuldner 
der abgetretenen Forderung zu benennen und umfassend Auskunft zu 
erteilen – wobei es nicht ausreicht, dem Unternehmen Einsicht in Bücher und 
Geschäftspapiere zu gewähren – und dem Schuldner die Abtretung 
anzuzeigen. Das Unternehmen ist berechtigt, dem Schuldner die Abtretung 
auch selbst anzuzeigen.  
Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens oder bei Durchführung eines außergerichtlichen 
Einigungsverfahrens mit den Gläubigern über die Schuldenbereinigung 
erlöschen die Rechte des Kunden zur Weiterveräußerung, zur Verwendung 
oder zum Einbau der Vorbehaltsware und die Ermächtigung zum Einzug der 
abgetretenen Forderungen. 
12.4. Der Kunde hat das Unternehmen unverzüglich unter Übergabe der für 
einen Widerspruch notwendigen Unterlagen über Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen Dritter in die Vorbehaltsware oder in die (voraus-) abgetretenen 
Forderungen zu unterrichten. 
12.5. Bei Zahlungsverzug des Kunden ist das Unternehmen zur Rücknahme 
der Vorbehaltsware nach einmaliger Mahnung berechtigt und der Kunde zur 
Herausgabe verpflichtet. Der Kunde räumt dem Unternehmen das Recht zum 
Betreten seines Geländes, zur Kennzeichnung oder Wegnahme der 
gelieferten Ware ein. Die Kosten für die Rücknahme trägt der Kunde. 
12.6. Übersteigt der realisierbare Wert der eingeräumten Sicherheiten die zu 
sichernden Forderungen um mehr als achtunddreißig Prozent, so ist das 
Unternehmen insoweit zur Rückübertragung oder Freigabe auf Verlangen 
des Kunden verpflichtet.  
 

13. Gerichtsstand  
Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-
Kaufrechtsübereinkommens. Von dieser Rechtswahl ausgenommen ist 
zwingend außerhalb Deutschlands anwendbares Verbraucherschutzrecht. 
Vertragssprache ist deutsch. Für Streitigkeiten unter Kaufleuten ist das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk die handelnde Betriebsstätte des 
Unternehmens ihren Sitz hat. 

http://www.baywa.de/datenschutz

